Deutsdier Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 1848 


Antrag 

der Fraktion der DP 


betr. Hilfsmaßnahmen für die Landwirtschaft 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. unverzüglich Gesetzentwürfe vorzulegen mit dem Ziel, 

a) die Umsatzsteuer für landwirtschaftliche Produkte auf der 
Erzeugerebene aufzuheben ; 

b) den Dieselkraftstoff für die Landwirtschaft von Zöllen und 
sonstigen Abgaben zu befreien; 

2. unverzüglich Maßnahmen vorzusehen, 

a) durch die die öffentlichen Abgaben und Steuern der Landwirt- 
schaft auf ein wirtschaftlich tragbares Maß herabgesetzt werden. 
Bei den Realsteuern ist für die Höhe der Hebesätze bundes- 
einheitlich eine Obergrenze festzusetzen mit dem Ziel, die 
Steuerbelastung der landwirtschaftlichen Betriebe zu verringern. 
Auch der Einheitswert ist in den Fällen zu senken, in denen 
landwirtschaftlich genutzte Grundstücke — vor allem Grünland- 
betriebe — mit besonderen Erschwernissen der Bewirtschaftung 
belastet sind; 

b) die auch die Altschulden in die Zinsverbilligungsaktion ein- 
beziehen; 

c) die eine beschleunigte Freimachung landwirtschaftlicher Werks- 
wohnungen bewirken. Ausreichetide Bundesmittel sind für 
Ersatzwohnungen bereitzustellen ; 

. d)die dringende Notstände — wenn keine andere Losung möglich 
erscheint — durch Subventionen beseitigen. Hierzu sind dann 
ausreichende Bundesmittel zur Verfügung zu stellen; 

e) die eine Tbc-Freimachung der Rinderbestände sicherstellen. Aus- 
reichende Bundesmittel sind hierfür zur Verfügung zu stellen; 
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f) die den Werkmilchpreis ab Stall durch eine geeignete Wirt- 
schafts-, Handels- und Zollpolitik den gestiegenen Kosten an- 
gleichen. Als Richtsatz hierfür ist ein Preis von 0,32 DM pro 
Liter bei einem durchschnittlichen Fettgehalt von 3,2 v. H. im 
Bundes- und Jahresdurchschnitt anzunehmen'; 

g) durch die die Belastungen der Landwirtschaft durch die Renten- 
bankzinsen überprüft werden. 


Bonn, den 11. November 1955 


Dr. Brühler und Fraktion 



